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Auftrag 

1 Nach der Entschließung des Deutschen Bundes- 
tages vom 14. Oktober 1959 habe ich zum Ende 
des Rechnungsjahres zu berichten, welche Maß- 
nahmen nach meiner Kenntnis der Bundesver- 
waltung möglich sind, um nach dem Gesetz über 
die Errichtung des Bundesverwaltungsamtes vom 
28. Dezember 1959 (BGBl. I S. 829) 

a) weitere Verwaltungsaufgaben, die ihrer Na- 
tur nach nicht in den Bundesministerien erle- 
digt werden müssen, zur Entlastung der Bun- 
desministerien dem Bundesverwaltungsamt 
zu übertragen; 

b) weitere Bundesdienststellen zur Vereinfa- 
chung der Verwaltung mit dem Bundesver- 
waltungsamt zu vereinigen. 

Auf meine Berichte vom 24. Oktober 1959 — 
Drucksache 1518 S. 128 f. Nr. 17 — ■ und 16. Mai 
1960 — Drucksache 1883 — nehme ich Bezug. 

Aufgabengruppen, deren Übertragung 
in Betracht kommt 

2. Es ist notwendig, den Grundgedanken der Ent- 
schließung zu beachten, der dahin geht, die Bun- 
desministerien von Verwaltungsaufgaben zu ent- 
lasten und die Verwaltung zu vereinfachen. Die 
Übertragung von Aufgaben auf das Bundesver- 
waltungsamt kann nur empfohlen werden, soweit 
sie diesen Zielen dient. 

Es handelt sich hierbei weithin um Fragen, die 
auch politische Bedeutung haben. Bei meinen 
Empfehlungen muß ich von den Organisations- 


entscheidungen ausgehen, die in dieser Hin- 
sicht von dem Bundestag und der Bundesregie- 
rung getroffen worden sind. 

3. Der Vorschlag, ein Bundesverwaltungsamt zu er- 
richten, dem nicht nur nichtministerielle Auf- 
gaben des Bundesministeriums des Innern, son- 
dern auch solche anderer Ressorts übertragen 
werden können, ist im Jahre 1952 vorgebracht 
worden. In der Zwischenzeit sind die nach Ar- 
tikel 87 Abs. 3 GG gegebenen Möglichkeiten, 
selbständige Bundesoberbehörden und neue bun- 
desunmittelbare Körperschaften und Anstalten 
des öffentlichen Rechts, für neue Aufgaben bei 
dringendem Bedarf auch bundeseigene Mittel- 
und Unterbehörden, zu errichten, in seinerzeit 
nicht voraussehbarem Maße ausgeschöpft wor- 
den. Weiter haben die Bundesministerien, die 
nicht über einen eigenen Unterbau verfügen, 
nichtministerielle Aufgaben den Oberfinanz- 
direktionen und auch juristischen Personen des 
Privatrechts übertragen. Diese Entwicklung wird 
sich noch fortsetzen. Ich verweise auf die Vor- 
arbeiten für den Erlaß eines Gesetzes über die 
Errichtung eines Bundesamts für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten. Im Bundesministe- 
rium für Wirtschaft schweben Vorarbeiten, wei- 
tere Verwaltungsaufgaben und -arbeiten aus 
dem Ministerium im Rahmen des gesetzlich Zu- 
lässigen auf das Bundesamt für gewerbliche 
Wirtschaft zu übertragen. 

Im Hinblick auf diese Entwicklung habe ich bei 
den Beratungen des Ausschusses für Inneres des 
Bundestages über die Errichtung des Bundesver- 
waltungsamtes davon abgesehen, Aufgaben- 
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gebiete, die auf das Bundesverwaltungsamt 
überführt werden können, im einzelnen zu be- 
nennen. Ich habe darauf hingewiesen, daß solche 
Empfehlungen gründliche Voruntersuchungen 
voraussetzen, damit nicht durch die Aufgaben- 
verlagerung Verwaltungszusammenhänge unter- 
brochen werden, ohne wesentliche organisations- 
ökonomische und personalwirtschai'tliche Erfolge 
zu erreichen (vgl. Kurzprotokoll der 43. Sitzung 
des Ausschusses für Inneres am 29. April 1959). 

4. In Übereinstimmung mit den Herren Bimdes- 
ministern halte ich es nicht für möglich, sogleich 
größere Aufgabenkomplexe aus den Ressorts 
herauszulösen und auf das Bundesverwaltungs- 
amt zu überführen. Die Erfahrungen dieses Jah- 
res bestätigen die Ausführungen meines vorigen 
Berichts, daß solche Maßnahmen nur schrittweise 
getroffen werden können. 

In den Fällen, in denen die Zuständigkeit eines 
Ressorts zur Durchführung der Aufgabe gesetz- 
lich festgelegt ist, muß die Ubertragungsmöglich- 
keit auch erst durch Gesetzesänderung geschaf- 
fen werden; ich habe die zuständigen Ministerien 
gebeten, diese Fragen zu überprüfen. 

Für eine Übertragung auf das Bundesverwal- 
tungsamt kommen hiernach in Betracht: 

a) Die allgemeinen, d. h. in allen Ressorts in 
gleicher Weise zu bearbeitenden Verwal- 
tungsaufgaben, die nichtministerieller Natur 
sind, also nicht zu den Regierungs- und Lei- 
tungsfunktionen der Ministerien gehören. 
Auch diese Verwaltungsaufgaben werden je- 
doch nur dann beim, Bundesverwaltungsamt 
zusammenzufassen sein, wenn dies verwal- 
tungs-ökonomische Vorteile bietet. 

Als Beispiel sei die Pensionsregelung ge- 
nannt, soweit die Ministerien diese Aufgabe 
nicht bereits den Oberfinanzdirektionen über- 
tragen haben. 

In diese Gruppe gehört noch eine Reihe wei- 
terer Aufgaben; ich habe dem Herrn Bundes- 
minister des Innern vorgeschlagen, durch 
einen Erfahrungsaustausch im Ausschuß für 
Organisationsfragen (§ 9 GGO I) prüfen zu 
lassen, ob durch die Übertragung dieser Auf- 
gaben auf das Bundesverwaltungsamt die 
Organisation und der Geschäftsgang der 
Bundesministerien und der nachgeordneten 
Dienststellen verbessert und die Arbeits- 
leistungen gehoben werden können. 

b) Nichtministerielle fachliche Verwaltungsauf- 
gaben, soweit die für sie zuständigen Mini- 
sterien nicht über eigene nachgeordnete Be- 
hörden verfügen (vgl. Artikel 86, 87 Abs. 1 
und 3, Artikel 87 b und 89 Abs. 2 GG) oder 
bereits mit anderen Behörden und Einrichtun- 
gen sowie mit Organisationen des privaten 
Rechts befriedigend Zusammenarbeiten. 

Ein Beispiel für ein solches fachliches Auf- 
gabengebiet, dessen Übertragung auf das 
Bundesverwaltungsamt zu gegebener Zeit zu 


erwägen sein wird, bildet die Durchführung 
des zivilen Ersatzdienstes (vgl. hierzu jedoch 
unten Nr. 8). 

c) Aufgaben kleiner, bisher eigenständiger Son- 
derbehörden und Anstalten, soweit ihre Ein- 
beziehung in das Bundesverwaltungsamt eine 
Rationalisierung der Arbeiten ermöglicht 
(vgl. hierzu unten Nr. 6 a). 

Bisher erörterte Aufgaben 
5. Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

a) Die Regelung der Vergütung und der Reise- 
betreuung der Auslandslehrer ist inzwischen 
dem Bundesverwaltungsamt übertragen wor- 
den. 

b) Noch nicht endgültig abgeschlossen ist die 
Übertragung der Einziehung von Darlehen 
nach § 26 des Konsulargesetzes. 

c) Das Auswärtige Amt hält es nicht für zweck- 
mäßig, auch Einziehungen nach dem Auslands- 
gebührengesetz dem Bundesverwaltungsamt 
zu übertragen. 

d) Das Auswärtige Amt beabsichtigt, auch die 
Versorgungsangelegenheiten, und zwar so- 
wohl die Festsetzung und Regelung der Ver- 
sorgungsbezüge und die Gewährung von Bei- 
hilfen für die unter das Gesetz zu Artikel 131 
GG fallenden Personen als auch die Regelung 
der Bezüge der Versorgungsempfänger, deren 
Versorgung auf einem Bundesbeamtenverhält- 
nis beruht, auf das Bundesverwaltungsamt zu 
überführen. Hierfür sind jedoch noch Vor- 
arbeiten erforderlich. 

e) Zweifel bestehen, ob die Übertragung der 
Kriegsgräberfürsorge im Ausland auf das 
Bundesverwaltungsamt zweckmäßig ist. Dafür 
spricht, daß die Kriegsgräberfürsorge im In- 
land bereits vom Bundesverwaltungsamt be- 
arbeitet wird; dagegen spricht, daß die 
Kriegsgräberfürsorge im Ausland eng mit den 
Aufgabengebieten des Referats 602 des Aus- 
wärtigen Amts — Kirchliche Beziehungen 
zum Ausland, kulturelle Aufgaben karitativer 
Art — zusammenhängt. 

f) Über die Neugestaltung des Konferenzsekre- 
tariats schweben noch Verhandlungen. 

g) Die Aufgaben der Paß- und Sichtvermerk- 
stelle und der Hauptbeschaffungsstelle mit 
Güterversand und Kurierabfertigung müssen 
nach Auffassung des Auswärtigen Amts aus 
Gründen, denen ich mich nicht verschließen 
kann, weiter im Ministerium bearbeitet wer- 
den. 

h) In den Verhandlungen des Bundestages über 
die Entwicklungspolitik ist u. a. die Errich- 
tung eines Bundesamtes für diesen Aufgaben- 
bereich angeregt worden. Das Auswärtige 
Amt arbeitet auf diesem Gebiet mit einer 
Reihe von Organisationen (z. B. Deutsche Stif- 
tung für Entwicklungsländer, Deutsche Wirt- 
schaftsförderungs- und Treuhandgesellschaft) 
zusammen. Auch die übrigen beteiligten 
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Ressorts verfügen über geeignete Einrichtun- 
gen und nachgeordneten Behörden, denen sie 
den nichtministeriellen Teil der Arbeit über- 
tragen können. Sollte sich aber eine Bünde- 
lung solcher nichtministerieller Arbeiten bei 
einer Stelle als unumgänglich erweisen, 
könnte hierfür auch das Bundesverwaltungs- 
amt in Betracht kommen. 

6. Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern | 

a) Der Bundesminister des Innern hat inzwi- 
schen die Verwaltung der Bundesprüfstelle für 
jugendgefährdende Schriften mit der der Bun- 
desanstalt für Landeskunde und Raumfor- 
schung in Bad Godesberg vereinigt. Damit 
entfällt mein Vorschlag, die Bundesprüfstelle ’ 
in das Bundesverwaltungsamt in Köln einzu- | 
beziehen. Es bleibt abzuwarten, ob sich die 
gegenwärtig getroffene Regelung bewährt. 

b) Eingehender Prüfung bedürfen noch die Fra- 
gen, wie die Angelegenheiten, die von ande- : 
ren Ressorts dem Bundesverwaltungsamt als 
beauftragter Behörde übertragen werden, j 
haushaltsrechtlich behandelt werden sollen | 
und wie sie für die Vorprüfung zu regeln sein j 
wird. Der Bundesminister des Innern erwägt, | 
bei dem Bundesverwaltungsamt eine Vorprü- 
fungsstelle einzurichten, der auch die Vor- 
prüfung für andere nachgeordnete Behörden 
übertragen werden kann. Ich stehe wegen 
dieser Fragen mit dem Ministerium in Ver- 
bindung. 

7. Geschäftsbereich des Bundesministers der Finan- 
zen 

a) Der Bundesminister der Finanzen kann Ver- 
waltungsaufgaben, die ihrer Natur nach nicht 
im Ministerium erledigt werden müssen, auf 
die Oberfinanzdirektionen, insbesondere auf 
die Oberfinanzdirektion in Köln, übertragen. 
Es besteht für ihn deshalb kein Bedürfnis, 
sich des Bundesverwaltungsamts zu bedienen. 
Ich habe ihn jedoch, wie in dem ersten Be- 
richt erwähnt, um Prüfung der Frage gebeten, 
ob es wirtschaftlich wäre, die zentrale Aus- 
kunfts- und Meldestelle, die im Ministerium 
eingerichtet worden ist, und die Besoldungs- 
stelle in Bonn-Mehlem mit Rücksicht darauf, 
daß diese Stellen für alle Ressorts tätig sind 
oder doch nach ihrem weiteren Ausbau tätig | 
werden sollen, in das Bundesverwaltungsamt 
einzubeziehen. Der Bundesminister für Finan- 
zen hält es nicht für zweckmäßig. Es schweben 1 


Untersuchungen, wie diese Stellen zur Er- 
höhung der Wirtschaftlichkeit ausgebaut wer- 
den können. 

b) Eine neue Aufgabe, die auf das Bundesver- 
waltungsamt zukommt, ist die Durchführung 
des Artikels 1 des Abkommens zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Hohen Kommissar der Vereinten 
Nationen für Flüchtlinge, betreffend Leistun- 
gen zugunsten von Nationalgeschädigten, vom 
5. Oktober 1960. Diese Aufgabe soll dem Bun- 
desverwaltungsamt übertragen werden. Es 
handelt sich um die Regelung von Ansprüchen 
von Personen, die unter der nationalsoziali- 
stischen Gewaltherrschaft aus Gründen ihrer 
Nationalität unter Mißachtung der Menschen- 
rechte geschädigt worden und Flüchtlinge im 
Sinne der Genfer Konvention vom 28. Juli 
1951 sind. 

Die Bundesministerien des Innern und der 
Finanzen prüfen zur Zeit, ob noch weitere 
Aufgaben im Bereich der Wiedergutmachung 
dem Bundesverwaltungsamt übertragen wer- 
den können. Auf diesem Gebiet wird sich 
möglicherweise ein erheblicher Aufgabenzu- 
wachs für das Bundesverwaltungsamt erge- 
ben. Auch hier handelt es sich jedoch um 
Aufgaben, die in absehbarer Zeit auslaufen 
werden. 

8. Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung hat den zivilen Ersatzdienst nach dem Ge- 
setz vom 13. Januar 1960 (BGBl. I S. 10) selbst 
durchzuführen. Er wird dabei mit Verwaltungs- 
aufgaben befaßt, die ihrer Natur nach nicht in 
einem Ministerium zu erledigen wären. Bei der 
Verabschiedung des Gesetzes hat es der Bundes- 
tag jedoch als erforderlich erachtet, daß der 
zivile Ersatzdienst zumindest in der Anlaufzeit 
vom Ministerium selbst bearbeitet wird. Meines 
Erachtens wird es sich empfehlen, den die Orga- 
nisation des Ersatzdienstes regelnden § 2 des 
Gesetzes vorsorglich durch eine Vorschrift zu 
ergänzen, die dem Bundes minister die Übertra- 
gung von Durchführungsauf gaben auf eine nach- 
geordnete Steile gestattet. Die Frage, wann von 
einer solchen Ermächtigung Gebrauch gemacht 
wird und ob zu gegebener Zeit die Verwaltungs- 
aufgaben dem Bundesverwaltungsamt oder einer 
anderen Stelle oder Einrichtung zu übertragen 
sein werden, könnte bei einer solchen Regelung 
noch offenbleiben. 


Dr. Hertel 
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